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Gemeindeverwaltungsverband Schönau 
Landkreis: Lörrach 
 
 
 
 
 Satzung über die  
 öffentliche Abwasserbeseitigung  
 (Abwassersatzung - AbwS) des Gemeindeverwaltungsverbandes Schönau 
 vom 17. Juli 1997 
 
Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8, 9, 10 und 10 a des Kommunal-
abgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) sowie der § 5 Abs. 3 und 4 des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit (GKZ) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 und 4 der Verbandssatzung hat 
die Verbandsversammlung des Gemeindeverwaltungsverbandes am 17. Juli 1997 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 § 1 
 Öffentliche Einrichtung 
 
(1) Der Gemeindeverwaltungsverband betreibt die Beseitigung des in seinem Gebiet angefallenen 
Abwassers als eine öffentliche Einrichtung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, daß das Abwasser 
über eine Grundstücksentwässerungsanlage oder Ortsentwässerungsanlage  in die öffentliche Abwas-
seranlage gelangt oder zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird. 
 
(2) Der Gemeindeverwaltungsverband kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch 
Dritte vornehmen lassen. 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung der öffentlichen Abwasseranla-
gen besteht nicht. 
 
 
 § 2 
 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen 
aus dem Bereich bebauter oder befestigter Grundstücke abfließt. Niederschlagswasser, das auf dem 
eigenen Grundstück versickert wird, ist kein Abwasser und fällt damit nicht in den Regelungsbereich 
dieser Satzung. 
 
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Verbandsgebiet angefallene Abwasser 
zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche Abwasseran-
lagen sind insbesondere die öffentlichen Sammler, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Re-
genklärbecken, Abwasserpumpwerke und Klärwerke sowie offene und geschlossene Gräben, soweit 
sie vom Gemeindeverwaltungsverband zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. 
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II. Anschluß und Benutzung 
 § 3 
 Allgemeine Ausschlüsse 
 
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die Reini-
gungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbeseiti-
gung oder Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre 
Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefährden können, oder die den in 
öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt 
auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe. 
 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
1.  Stoffe - auch in zerkleinertem Zustand -, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den öffentli-

chen Abwasseranlagen führen können (z.B. Kehricht, Schutt, Mist, Sand, Glas, Kunststoffe, A-
sche, Zellstoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, 
Trub, Trester und hefehaltige Rückstände, Schlamm, Haut- und Lederabfälle); 

 
2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- und ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, Karbid, Pheno-

le, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln 
oder vergleichbaren Chemikalien, Blut, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe; 

 
3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 
 
4.  faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, Krautwasser); 
 
5.  Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 
6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht. 
 
(3) Unbeschadet des Abs.2 ist Abwasser zugelassen, dessen Inhaltsstoffe oder Eigenschaften die 
allgemeinen Richtwerte für die wichtigsten Beschaffenheitskriterien der Anlage 1 des Arbeitsblattes 
A 115 der Abwassertechnischen Vereinigung - ATV - (Vertrieb: Gesellschaft zur Förderung der 
Abwassertechnik e.V.- GFA -, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef oder Postfach 1165, 53758 
Hennef) in der jeweils gültigen Fassung nicht überschreiten. 
 
(4) Der Gemeindeverwaltungsverband kann im Einzelfall über die nach den Absätzen 2 und 3 einzu-
haltenden Grenzwerte hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlagen erforderlich ist. 
 
(5) Der Gemeindeverwaltungsverband kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der 
Absätze 1 und  2 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Aus-
nahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller evtl. entstehende 
Mehrkosten übernimmt. 
 
 § 4 
 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 
 
(1) Der Gemeindeverwaltungsverband kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen Abwasser-
beseitigung ausschließen: 
 
a)   dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen der 
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 Art oder Menge des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde; 
 
b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit häuslichen Abwäs-

sern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann. 
 
(2) Der Gemeindeverwaltungsverband kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluß und die Benut-
zung gestatten, wenn der Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit 
leistet. 
 
(3) Schließt der Gemeindeverwaltungsverband in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, 
bedarf dies der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 45 b Abs. 4 Satz 2 WG). 
 
  

§ 5 
 Einleitungsbeschränkungen 
 
(1) Der Gemeindeverwaltungsverband kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer 
Vorbehandlung oder Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies 
insbesondere im Hinblick auf den Betrieb  der öffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige öf-
fentliche Belange erfordert. 
 
 
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an ein öffentliches 
Klärwerk angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden. 
 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt und von sonstigem 
Wasser bedarf der schriftlichen Genehmigung des Gemeindeverwaltungsverbandes. 
 
 § 6 
 Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Der Gemeindeverwaltungsverband kann beim Verpflichteten Abwasseruntersuchungen vorneh-
men. Er bestimmt, in welchen Abständen die Proben zu entnehmen sind, durch wen die Proben zu 
entnehmen sind und wer sie untersucht. Der Gemeindeverwaltungsverband ist berechtigt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die Grundstückseigentümer und Besitzer sind verpflichtet, 
die Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwassers not-
wendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Die mit der Überwachung der Anlagen beauftragten Personen dürfen Wohngrundstücke 
grundsätzlich nur mit Einwilligung des Berechtigten betreten. 
 
(2) Die Kosten einer Abwasseruntersuchung trägt der Verpflichtete, wenn 
 

1.  die Ermittlungen ergeben, daß Vorschriften oder auferlegte Verpflichtungen nicht erfüllt 
 worden sind oder 

 
2.  wegen der besonderen Verhältnisse eine ständige Überwachung geboten ist. 

 
(3) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel festgestellt werden, hat der Grundstücksei-
gentümer oder der Besitzer diese unverzüglich zu beseitigen. 
 
 § 7 
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 Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Voraussetzungen der §§ 88 ff. WG verpflich-
tet werden, für Zwecke der öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließ-
lich Zubehör zur Ab- und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke gegen Entschädigung zu 
dulden. Die Grundstückseigentümer haben insbesondere den Anschluß anderer  
Grundstücke an die Anschlußleitung zu ihren Grundstücken zu dulden. 
 
 
 
 
III. Klärbeitrag 
 
 
 
 § 8 
 Erhebungsgrundsatz 
 
Der Gemeindeverwaltungsverband erhebt zur teilweisen Deckung seines Aufwands für die Anschaf-
fung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen Abwasseranlagen einen Klärbeitrag.  
 
 § 9 
 Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können. 
 
Erschlossene Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, 
unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so unter-
liegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind. 
 
 § 10 
 Beitragsschuldner 
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheids Eigentümer des 
Grundstücks ist. 
Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Eigentümers Beitragsschuldner. 
 
(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind 
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitrags-
schuldner. 
 
(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. Im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf dem 
Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum. 
 
 § 11 
 Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Klärbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachen der 
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Grundstücksfläche (§ 12 ) mit dem Nutzungsfaktor (§ 13 ). Dabei werden Bruchzahlen bis 
einschließlich  0,5 abgerundet und solche über 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 
 
 § 12 
 Grundstücksfläche 
 
(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen 

Nutzung zugrunde zu legen ist; 
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2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 

tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der Erschließungsanlage 
zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Be-
grenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßge-
bend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich 
die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

 
(2) § 10 Abs. 3 Satz 2 KAG bleibt unberührt. 
 
 § 13 
 Nutzungsfaktor 
 
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche (§ 12) mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im einzelnen beträgt: 
 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit      1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit      1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit      1,50 
4. bei vier- oder fünfgeschossiger Bebaubarkeit    1,75 
5. bei sechs- oder mehrgeschossiger Bebaubarkeit    2,00 
 

 (2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung ohne Bebauung 
 zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungs-
 faktor von 0,5 zugrundegelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, 
 deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeord-
 neten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, 
 Freibäder, Kleingartenanlagen). 

 
§ 14 

Ermittlung der Vollgeschosse 
 

(1) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist (§ 15), 
gelten als Geschosse Vollgeschosse im Sinne der für den Bebauungsplan maßgeblichen Baunut-
zungsverordnung. Im übrigen gelten als Geschosse Vollgeschosse im Sinne der Landesbauordnung in 
der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung. 
 
(2) Bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die höher als 3,5 m sind und bei Gebäuden ohne Vollge-
schoß ergibt sich die Geschoßzahl durch Teilung der tatsächlich vorhandenen Baumasse mit der 
tatsächlich überbauten Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5, min-
destens jedoch die nach den §§ 15 und 16 maßgebende Geschoßzahl. Bruchzahlen werden auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 
 
(3) Sind auf einem Grundstück bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschoßzahl zulässig oder 
vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 
 

§ 15 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
ein Bebauungsplan die Geschoßzahl bzw. Baumassenzahl 

oder die Höhe der baulichen Anlage festsetzt 



7

 
(1) Als Geschoßzahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzefall 
eine höhere  Geschoßzahl genehmigt, so ist diese zugrundezulegen. 
 
 
 
 
 (2) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschoßzahl eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschoß- 
zahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Ist eine größere Baumasse genehmigt, so ergibt sich die 
Geschoßzahl durch Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung 
des Ergebnisses durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 

 
(3) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschoßzahl oder Baumassenzahl die zulässige Höhe  
(Meter) der baulichen Anlage aus, so gilt als Zahl der Vollgeschosse das festgesetzte Höchstmaß der 
baulichen Anlage geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerun-
det. Die Höhe der baulichen Anlage ist die Differenz zwischen der Traufhöhe (Schnittkante der Au-
ßenflächen des aufgehenden Mauerwerks und der Dachhaut) und dem Mittel aus den Straßenhöhen 
der Schnittpunkte der beiden seitlichen Grundstücksgrenzen mit der Straßengradiente. Ist im Einzel-
fall eine größere Höhe der baulichen Anlage genehmigt, so ist diese zugrundezulegen. 
 
(4) Kann die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die  
Höhe der baulichen Anlage aufgrund einer öffentlich-rechtlichen Baubeschränkung nicht verwirklicht 
werden, ist die tatsächlich verwirklichbare Zahl der Vollgeschosse, Baumasse oder Höhe der bauli-
chen Anlage maßgebend. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

 
§ 16 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 
für die keine Planfestsetzung i.S. des § 15 besteht 

 
(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, für die der Bebauungs-
plan  keine Festsetzungen nach § 15 enthält, ist maßgebend: 
  

1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
  
2.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren 

Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 
 
(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßgebend: 
 
  1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

 
 2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der geneh-        
   migten Geschosse. 
 

§ 17 
 Weitere Beitragspflicht 
 
(1) Vergrößert sich die Fläche eines Grundstücks , für das bereits eine Beitragspflicht entstanden ist 
oder das beitragsfrei an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen wurde (z.B. durch Zu-
kauf) und erhöht sich dadurch die bauliche Nutzbarkeit des Grundstücks, so unterliegen die zugehen-
den Flächen der Beitragspflicht nach Maßgabe des § 11, soweit für sie noch keine Beitragspflicht 
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entstanden ist. 
 
(2) Abs. 1 gilt entsprechend, soweit 
  
 1. Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragspflicht bereits entstan-
     den ist, neu gebildet werden; 
 

2.  für Grundstücksflächen die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 10 Abs. 
3 Satz 2 KAG oder nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 entfallen; 

 
 
 
 

§ 18 
 Beitragssatz 
 
Der Klärbeitrag beträgt je qm Nutzungsfläche (§ 11) DM 5,40. 
       
 
 

§ 19 
 Entstehung der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 
1.  In den Fällen des § 9 Abs. 1, sobald das Grundstück an den öffentlichen Kanal angeschlossen 

werden kann. 
 
2. In den Fällen des § 9 Abs. 2 mit dem Anschluß, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 
 
3. In den Fällen des § 17 Abs. 1, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch eingetra- 
    gen ist. 
 
4. In den Fällen des § 17 Abs. 2 Nr. 1, wenn das neugebildete Grundstück im Grundbuch eingetra- 
    gen ist. 
 
5. In den Fällen des § 17 Abs. 2 Nr.2 
  

a)  mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplans bzw. dem Inkrafttreten einer Satzung i.S. von § 
34 Abs. 4 Satz 1 BauGB bzw. § 4 Abs. 2a BauGB-Maßnahmengesetz; 

  
b)  mit dem tatsächlichen Anschluß der Teilfllächen, frühestens mit der Genehmigung des An-

schlusses; 
  
c)  bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluß mit der Erteilung der Baugenehmigung; 
  
d)  bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung. 

 
(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffentlichen Abwasseranlagen hätten     
angeschlossen werden können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Bei-    
tragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluß, frühestens mit dessen Genehmigung. 
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(3) Mittelbare Anschlüsse (z.B. über bestehende Hausanschlüsse) stehen dem unmittelbaren An-
schluß an die öffentlichen Abwasseranlagen gleich. 
 
 
 § 20 

Fälligkeit 
 
Der Klärbeitrag  wird einen Monat nach Zustellung des Abgabebescheids fällig. 
 
 
 § 21 
 Ablösung 
 
(1) Der Klärbeitrag kann vor Entstehung der Beitragsschuld abgelöst werden. Der Betrag einer Ablö-
sung bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. 
 
(2) Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen dem Gemeindeverwaltungsverband und dem 
Beitragspflichtigen. 
 
 IV. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 
 § 22 
 Anzeigepflicht 
 
Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder 
einer Wohnung berechtigten Personen dem Gemeindeverwaltungsverband mitzuteilen: 
 
a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers; 
 
b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen oder 

damit zu rechnen ist. 
  
 § 23 
 Haftung des Gemeindeverwaltungsverbandes 
 
(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstörungen, die der Gemeindeverwal-
tungsverband nicht zu vertreten hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder 
treten Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von Naturereignissen wie Hochwasser, 
Starkregen oder Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht sind, so 
erwächst daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlaß von 
Beiträgen entsteht in keinem Fall. 
 
(2) Unbeschadet des § 2 Haftpflichtgesetzes haftet der Gemeindeverwaltungsverband nur für Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit. 
  
 § 24 
 Haftung der Grundstückseigentümer 
 
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft verursachte Schäden, die infolge 
einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung entste-
hen. Sie haben den Gemeindeverwaltungsverband von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die 
wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. 
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 § 25 
 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 der GemO für Baden-Württemberg handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 
 
 
1. entgegen § 3 Absätze 1, 2 oder 4 von der Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder Stoffe in die 

öffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen Höchstwerte für einleitbares 
Abwasser überschreitet; 

 
2. entgegen § 5 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in öffentliche Abwasser-

anlagen einleitet; 
 
3. entgegen § 5 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung in öffentliche 

Abwasseranlagen einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen sind: 
 
4. entgegen § 5 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unter-

liegt, ohne besondere Genehmigung des Gemeindeverwaltungsverbandes in öffentliche Abwas-
seranlagen einleitet; 

 
(2) Ordnungswidrig i.S. von § 5a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
den Anzeigepflichten nach § 22 nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
  
V. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
 
 § 26 
 Inkrafttreten 
 
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabe-
schuld gegolten haben. 
 
(2) Diese Satzung tritt am 01.08.1997 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Klärbeitragssatzung vom 
01.04.1976 außer Kraft. 
 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 
4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber dem Gemeindeverwaltungsverband Schönau geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sat-
zung verletzt worden sind. 
 
 
 
Schönau, den 17. Juli 1997 
Seger, Verbandsvorsitzender 


